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Vorwort 
 
 
1948 schrieb Walter Eucken im Vorwort für den ersten Band des Jahrbuchs 
ORDO: „Ob wenig oder mehr Staatstätigkeit – diese Frage geht am we-
sentlichen vorbei. Es handelt sich nicht um ein quantitatives, sondern um 
ein qualitatives Problem. Der Staat soll weder den Wirtschaftsprozess zu 
steuern versuchen, noch die Wirtschaft sich selbst überlassen: Staatliche 
Planung der Formen – ja; staatliche Planung und Lenkung des Wirtschafts-
prozesses – nein. Den Unterschied von Form und Prozess erkennen und 
danach handeln, das ist wesentlich.“ Die Handlungsanleitung dieser Dis-
tinktion wird heute kaum mehr bezweifelt. Eine wichtige Folgefrage bleibt 
jedoch: Was hat der Staat bei der Planung der Formen zu berücksichtigen, 
wie also müssen adäquate formgebende Gesetze aussehen und wann sind 
sie notwendig? Diese Frage bezieht ihre Brisanz nicht bloß aus dem Um-
stand, dass eine übermäßige Regulierung der „Formen“ den Freiheitsge-
winn der Unterscheidung zwischen „Form“ und „Prozess“ aufzuheben im 
Stande ist, sondern aus den resultierenden Ansprüchen an den Gesetzgeber. 
Die Frage nach dem Maß, Antlitz und der Legitimation adäquater Regulie-
rung verlangt in ihrer Konsequenz, dass der besonnene Gesetzgeber neben 
der Dogmatik auch Erkenntnisse ökonomischer Theorie und funktioneller 
Rechtsvergleichung zumindest einzubeziehen hat und so die Realien der 
Ordnungsprobleme genauer erfassen und die Implikationen seines Han-
delns näherungsweise abschätzen kann. Ronald Coase trifft daher mit dem 
Satz: „It is my belief that economists, and policy-makers generally, have 
tended to over-estimate the advantages which come from governmental re-
gulation“, eine unvermindert aktuelle Aussage.  

Die Untersuchung zeigt am Beispiel der Anleihegläubigermehrheit, wie 
die geschilderten Ansprüche – zumindest im Ansatz – erfüllt werden kön-
nen. Sie wurde am Fachbereich Rechtswissenschaften der Goethe Univer-
sität in Frankfurt am Main im Wintersemester 2010/2011 als Dissertation 
angenommen. Prof. Dr. Dres. h.c. Theodor Baums gab den Anstoß, als er 
mir das Ordnungsproblem Anleihegläubigermehrheit überließ. Sein offe-
ner, umsichtiger und vielschichtiger Zugang zu Recht und Regulierung hat 
mich nicht nur während der Zeit als Mitarbeiter an seinem Lehrstuhl tief 
beeindruckt und geprägt. Und obgleich er jede Form des Dankes regelmä-
ßig ablehnt, fände ich es grob vermessen, wenn ich ihm hier nicht für diese 
wichtige Erfahrung dankte. Cui honorem, honorem.  

 



VIII Vorwort  

 

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhardt H. Schmidt, der nicht bloß das Zweitgut-
achten verfasst hat, sondern als wahrhaft interdisziplinärer Ökonom stets 
bereit war, Thesen und Gedanken eines Juristen zu diskutieren, und mir 
hierbei in etlichen Bereichen die Augen geöffnet hat, bin ich ebenfalls sehr 
dankbar.  

Mein ehemaliger Lehrstuhlkollege und Freund Matthias Döll hat sich 
geradezu vorbildlich und unermüdlich meinem ständigen Diskussionsbe-
darf gestellt und die unsägliche Lektüre eines ersten Manuskripts der Ar-
beit auf sich genommen. Nicht minder leidensfähig und einsatzfreudig war 
meine Mutter Elisabeth Schmidtbleicher, die das Manuskript auf formale 
Mängel durchgesehen hat. Ich danke beiden für ihren Einsatz, der zum Ge-
lingen der Arbeit wesentlich beigetragen hat.  

Jeder Doktorand kennt den Moment, an dem er sich zweifelnd die Frage 
nach dem Sinn seiner Arbeit stellt. Für mich war es in dieser Situation ein 
großes Glück, dass mein Vater, Prof. Dr. Dr. h.c. Dietmar Schmidtbleicher 
bei einer Diskussion zu anderer Gelegenheit einmal sinngemäß äußerte, 
der Wert einer wissenschaftlichen Arbeit sei nicht messbar, denn wer kön-
ne sich ernsthaft anmaßen, absehen zu wollen, ob nicht irgendwann die 
Aussagen eben dieser Arbeit der fehlende Brückenschlag in einem ande-
ren, noch vollkommen unbekannten Kontext sein werden. Das und der 
vielzitierte Vorschlag: „[…] kühne Hypothesen aufzustellen und sie der 
schärfsten Kritik auszusetzen, um herauszufinden, wo wir uns geirrt ha-
ben“, ersparten mir eine echte „Sinnkrise“.  

Dem Walter Eucken Institut danke ich schließlich für die Aufnahme in 
die Schriftenreihe. Die Johanna und Fritz Buch Gedächtnis-Stiftung hat 
hierbei die Drucklegung großzügig finanziell und Till Wansleben dieselbe 
praktisch unterstützt.  

 
Meine Frau Eva Schmidtbleicher und unsere Tochter Clara bewundere ich 
zutiefst für ihre Geduld mit dem promovierenden Gatten und Vater. Ihrer 
fröhlichen, verständnis- und liebevollen Begleitung könnte ich mit bloßen 
Worten des Dankes niemals gerecht werden.  
 
Langen, im Septmeber 2010  Roland Schmidtbleicher
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